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Landkreis: Hohenlohekreis 
Stadt: Künzelsau 
Gemarkung: Belsenberg 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan gem. § 12 BauGB 
und örtliche Bauvorschriften 

„Photovoltaikanlage Belsenberg“ 

Maßstab 1: 1500            ENTWURF 
Projektnummer: 320220613 

Auszug aus dem Liegenschaftskataster gefertigt und nach einem Bebauungsvorschlag des 
Vorhabenträgers zum Bebauungsplan ausgearbeitet.  

 

Untergruppenbach, den 18.10.2022/03.07.2023 

Verfahrenshinweise für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 
(§ 74 LBO) 

Aufstellungsbeschluss (§ 2 (1) BauGB)  am 14.02.2023 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschl. (§ 2 (1) BauGB) am 16.03.2023 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 3 (1) BauGB)      vom  16.03.2023 bis 21.04.2023 

Frühzeitige Behördenbeteiligung (§ 4 (1) BauGB)             vom  16.03.2023 bis 21.04.2023 

Auslegungsbeschluss (§ 3 (2) BauGB) am 12.09.2023 

Ortsübliche Bekanntmachung der Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am ......................  

Öffentliche Auslegung (§ 3 (2) BauGB)                             vom ..................... bis ......................  

Satzungsbeschluss des Bebauungsplans (§ 10 (1) BauGB) und 
der örtlichen Bauvorschriften (§ 74 (1) i. V. mit § 74 (7) LBO) am ......................  

 

            Ausgefertigt: Künzelsau, den ...............................   
 
 

Neumann, Bürgermeister 

Ortsübliche Bekanntmachung des Bebauungsplans  
und der örtlichen Bauvorschriften und In-Kraft-treten (§ 10 (3) BauGB) am ......................  

Zur Beurkundung: 
 
 

Neumann, Bürgermeister 
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Textteil für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 

Rechtsgrundlagen: §§ 2, 9, 10 und 12 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Art. 1, 2 
G zur sofortigen Verbesserung der Rahmenbedingungen für die erneuerbaren Energien im 
Städtebaurecht vom 4.1.2023 (BGBI. l Nr. 6) und § 4 Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 582, ber. S. 
698), geändert durch Art. 5 G zum Erl. eines Klimaschutz- und KlimawandelanpassungsG 
und zur Verankerung des Klimabelangs in weiteren Rechtsvorschriften vom 7.2.2023 (GBI. 
S. 26) in Verbindung mit § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der 
Fassung vom 5. März 2010 (GBI. S. 357, ber. S. 416); zuletzt geändert durch Art. 3 G zum 
Erl. eines Klimaschutz- und KlimawandelanpassungsG und zur Verankerung des 
Klimabelangs in weiteren Rechtsvorschriften vom 7.2.2023 (GBI. S. 26). Es gilt die 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 3 G zur sofortigen Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für die erneuerbaren Energien im Städtebaurecht vom 4.1.2023 (BGBI. 
l Nr. 6). 

Aufhebungen und Änderungen: Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs 
des Bebauungsplans bisher bestehenden örtlichen bauordnungsrechtlichen Festsetzungen 
sowie frühere örtliche baupolizeiliche Vorschriften werden aufgehoben.  

Festsetzungen: In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:  

1. Bebauungsplan „Photovoltaikanlage 
Belsenberg“ 

 Planungsrechtliche Festsetzungen 
1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1 – 15 BauNVO)  

Sonstiges Sondergebiet Photovoltaik (SO) - § 11 (2) BauNVO.  

Zulässig sind Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Sonnenenergie (Photovoltaik-Anlagen) 
sowie zweckgebundene bauliche Anlagen der technischen Infrastruktur (Transformator, 
Trennungseinrichtung, Einfriedungen) entsprechend dem Vorhaben- und Erschließungsplan 
des Vorhabenträgers vom 04.07.2023, der Bestandteil des Bebauungsplans ist (§ 12 (3) 
BauGB) (vgl. Anlage der Begründung).  

Sämtliche baulichen und sonstigen Anlagen sind nach Ende der Nutzungszeit 
zurückzubauen und die Fläche ist gemäß der derzeitigen Nutzung als landwirtschaftliche 
Fläche wiederherzustellen. Die Nutzungszeit beträgt 30 Jahre. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO) 

Die maximale Gesamthöhe der Solarmodule (inkl. Aufständerung) wird auf 3,00 m über dem 
bestehenden Geländeniveau festgesetzt. Die Höhenbeschränkung gilt auch für sämtliche 
Nebenanlagen wie Kameramasten, etc. 

Die maximale Gesamthöhe der Technik-Gebäude (Gebäude für Transformator und 
Trennungseinrichtung) wird auf 3,00 m über dem bestehenden Geländeniveau festgesetzt. 
Maßgeblich zur Berechnung der maximalen Gesamthöhe ist die mittlere Geländehöhe des 
Baugrunds des Technikgebäudes. 

1.3 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen bestimmt. 
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1.4 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

a) Die nicht überbaubaren Flächen und nicht für den Betriebsablauf notwendigerweise 
befestigten Flächen sind zur Schaffung eines günstigen Bestandsklimas zu begrünen und 
zu bepflanzen.  

b) Die Flächen unter den Photovoltaik-Modulen sind als Extensivgrünland zu entwickeln. Als 
Saatgut sind gebietsheimische Mischungen gem. zertifiziertem Nachweis nach Regio-
Zert. (z. B. Rieger Hofmann oder Saaten Zeller) für z.B. eine Saatgutmischung für Frisch- 
und Fettwiesen zu verwenden. Der Kräuteranteil muss mindestens 30 % betragen. Die 
Wiese ist ein- bis zweimal jährlich zu mähen. Das Mähgut ist abzuräumen. Alternativ ist 
eine extensive Beweidung möglich. Die Verwendung von Dünge- und 
Pflanzenschutzmitteln oder Bioziden ist unzulässig. Sofern möglich sollten im 
Geltungsbereich an einigen Stellen zusätzlich habitataufwertende Strukturen wie 
Altgrasstreifen sowie Lesesteinhaufen und/oder Totholzhaufen ausgebracht werden. 

c) Zur Schonung nachtaktiver Insekten sind für die Außenbeleuchtung insektenfreundliche 
und abstrahlungsarme Leuchtmittel nach dem neuesten Stand der Technik zu verwenden. 
Die Beleuchtungsdauer ist auf das notwendige Minimum zu beschränken. Eine 
Dauerbeleuchtung ist nicht zulässig. 

d) Die Befestigung von Zufahrten darf nur wasserdurchlässig erfolgen (z.B. Schotterrasen). 

e) Mutterboden, der bei den Baumaßnahmen anfällt, ist gesondert von tieferen 
Bodenschichten abzuheben und zu lagern. Er ist in kulturfähigem, biologisch-aktivem 
Zustand zu erhalten und zur Rekultivierung und Bodenverbesserung zu verwenden (siehe 
§ 202 BauGB). Notwendige Bodenarbeiten sind schonend und unter sorgfältiger 
Trennung von Mutterboden und Unterboden durchzuführen. Bodenverdichtungen sind 
grundsätzlich zu vermeiden. Entstandene Bodenverdichtungen sind nach Abschluss der 
Bautätigkeit aufzulockern. Als Zwischenlager sind Mieten vorzusehen, die den Erhalt der 
Bodenfunktionen nach § 1 BBodSchG gewährleisten. Die Mieten dürfen eine Höhe von  
2 m nicht überschreiten. Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass 
Stoffeinträge bzw. Vermischungen mit Bodenmaterial auszuschließen sind. Bei allen 
Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 18915 und der DIN 19731 einzuhalten. 

f) Die Baufeldfreimachung inklusive der Aufständerung der Photovoltaikmodule im Bereich 
der Eingriffsflächen ist allgemein nur außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit von 
bodenbrütenden Arten (Feldlerche) zulässig (01. Oktober – 15. März).  

Wird fachgutachterlich sichergestellt, dass keine Brut im Eingriffsbereich stattfindet, kann 
eine Baufeldfreimachung inklusive der Aufständerung der Photovoltaikmodule auch das 
gesamte Jahr über stattfinden. Um eine Ansiedlung von Bodenbrütern im Eingriffsbereich 
zu verhindern, können ab Mitte März ständige Bodenbearbeitungen (Grubbern) 
mindestens im 10-tägigen Turnus durchgeführt werden. Alternativ kann der 
Eingriffsbereich auch vor der Brutzeit mit Flatterband abgespannt werden, um die Fläche 
als potenzielles Bruthabitat unattraktiv zu gestalten. Die genannten Maßnahmen sind im 
Rahmen einer ökologischen Baubegleitung vorzunehmen bzw. zu überprüfen.  

g) Es ist eine Umweltbaubegleitung zu beauftragen. 
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Hinweise: 

a) Im Zuge von Bauarbeiten können im Plangebiet Funde im Sinne von § 20 
Denkmalschutzgesetz (DSchG) zutage treten, bei denen es sich um meldepflichtige 
Kulturdenkmale nach § 2 DSchG handelt. Deshalb ist der Beginn der Erdarbeiten der 
Erschließung einschließlich der Ver- und Entsorgungsleitungen drei Wochen zuvor dem 
Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 86 Denkmalpflege, Berlinerstr. 12, 73728 
Esslingen schriftlich mitzuteilen. Dem Referat 86 Denkmalpflege ist Gelegenheit zur 
Beobachtung der Arbeiten zu geben. Sollten Funde und/oder Befunde auftreten, muss die 
Möglichkeit zur Bergung und Dokumentation eingeräumt werden. 

b) Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsgebiet von Gesteinen der Erfurt-Formation (Lettenkeuper) sowie des Oberen 
Muschelkalks. Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, 
Dolinen) sind nicht auszuschließen und aus der unmittelbaren Umgebung bekannt. Nach 
fernerkundlicher Auswertung des hochauflösenden digitalen Geländemodells sowie nach 
Auswertung der geologischen Karte (GK25, Blatt 6624 Mulfingen) sind die 
nächstgelegenen Dolinen wenige Meter westlich des Plangebietes verzeichnet. 

Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. 
wasserwirtschaftlich zulässig sein (z.B. für ein potenzielles Transformatorenhäuschen), 
wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung 
eines entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der 
Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von 
Versickerungseinrichtungen auf ausreichenden Abstand zu Fundamenten zu achten. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 
Tragfähigkeit des Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei 
Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) 
werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 
durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

c) Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzes wird hingewiesen. 
Die einschlägigen Richtlinien, Verordnungen und Regelwerke sind zu beachten. Nach § 2 
Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) bei geplanten Vorhaben, 
die auf nicht versiegelte, nicht baulich veränderte oder unbebaute Flächen von mehr als 
0,5 Hektar einwirken werden, ein Bodenschutzkonzept zur Gewährleistung des 
sparsamen, schonenden und haushälterischen Umgangs mit dem Boden im Rahmen der 
weiteren Vorhabenplanung bzw. -durchführung zu erstellen ist. Eine Erstellung des 
Bodenschutzkonzepts nach DIN 19639 wird empfohlen. 

d) Gem. § 3 Abs. 3 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) ist auf einen 
Erdmassenausgleich hinzuwirken. 

e) Bei Gründungen im Einflussbereich von Grundwasser (gesättigte Zone sowie 
Grundwasserschwankungsbereich) sind verzinkte Stahlprofile, -rohre und Schraubanker 
nicht zulässig. 

f) Bei dem hier genutzten Grundwasserleiter handelt es sich um einen Karst-
/Kluftgrundwasserleiter. Bei der Abwesenheit von Deckschichten kann infiltrierendes 
Wasser in kurzer Zeit die ungesättigte Zone zum Grundwasser passieren. In Abhängigkeit 
von der Klüftung und der Verkarstung des Gesteins können hohe 
Grundwasserfließgeschwindigkeiten auftreten. Für solche Grundwasserleiter 
werden/wurden für die Abgrenzung von Wasserschutzgebieten bzw. der jeweiligen 
Wasserschutzgebietszonen Ersatzkriterien definiert, die zu einer praktikablen 
Dimensionierung, aber auch zu einem verminderten Schutz des genutzten Grundwassers 
führen. Daraus folgt, dass bei Wasserschutzgebieten für Karst- und 
Kluftgrundwasserleiter auch in Bereichen der Schutzzone III die Fließzeit des 
Grundwassers deutlich weniger als 50 Tage zu den Fassungen betragen kann. 
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g) Durch die umgebenden landwirtschaftlichen Flächen können auch bei ordnungsgemäßer 
Bewirtschaftung Emissionen wie z.B. Stäube, Geruch, Lärm und 
Pflanzenschutzmittelabdrift im Sinne des § 906 BGB nicht ausgeschlossen werden und 
sind durch die geplante Nutzung hinzunehmen. 

h) Während und nach den Baumaßnahmen ist die Sicherheit und Leichtigkeit des 
landwirtschaftlichen Verkehrs durchgängig zu gewährleisten. 

i) Sollten im Transformator wassergefährdende Stoffe wie z.B. Ester- oder Ölkühlung zum 
Einsatz kommen, ist die Transformationsstation mit einer ausreichend dimensionierten 
Auffangwanne entsprechend der Anforderungen der Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) auszuführen. 

j) Sollte eine Beweidung nicht möglich oder vorgesehen sein, wird empfohlen, bei der Mahd 
Altgrasstreifen stehen zu lassen, bspw. jede vierte Reihe alternierend immer für ein Jahr. 
Unter und neben dem Zaun, v.a. auch außen, soll sich eine strukturreiche, niedere 
Sukzession entwickeln. Es wird daher empfohlen, außen von den Wegerändern mind. 50 
cm Abstand zu halten und die Fläche mit Grasstreifen zu gestalten. Eine partielle Pflege 
kann z.B. nach 5 Jahren erfolgen. 

j) An der im Vorhaben- und Erschließungsplan dargestellten Stelle ist eine mehrjährige 
Blühbrache bzw. Buntbrache zu entwickeln. Als Saatgut ist eine mehrjährige 
Blühmischung aus Wild- und Kulturarten (z.B. „Göttinger Mischung“, „Tübinger Mischung“) 
oder gänzlich aus Wildarten zu verwenden (z.B. regiotypische Blühmischungen von 
Rieger Hofmann, Saaten Zeller etc.). Die Vorgaben und Empfehlungen des 
Umweltberichts zu Einsaat und Pflege sind umzusetzen. Bei Verwendung der „Göttinger 
Mischung“ oder „Tübinger Mischung“ ist darauf zu achten, dass eine Saatgutstärke von 
ca. 7 kg/ha ausreichend ist und aufgrund der kleinen Samen keine zu tiefe Eindrillung 
erfolgt (auf keinen Fall tiefer als Rapssaat). Der Pflegeschnitt ist an die Brutzeiten der 
Feldlerche anzupassen. Während der Brutzeit von April bis August darf kein Pflegeschnitt 
der Blühbrache vorgenommen werden. Der Pflegeschnitt sollte nach Möglichkeit nicht auf 
der gesamten Maßnahmenfläche erfolgen, sondern nur alternierend auf ca. 50 % der 
Fläche, d.h. etwa jeweils die Hälfte der Blühbrache auf der Maßnahmenfläche sollte über 
den Winter stehen bleiben. Im Folgejahr wird dann wieder auf der anderen Hälfte ein 
Pflegeschnitt vorgenommen (alternierende Bewirtschaftung). Ein Pflegeschnitt muss nicht 
jährlich vorgenommen werden. Auch die Anlage einer Blühmischung als Dauerbrache mit 
einer Standzeit von ca. fünf Jahren ist möglich. Die Maßnahmenfläche kann dann alle vier 
bis fünf Jahre umgebrochen und neu eingesät werden. Dies dient, sofern nötig, der 
Aufrechterhaltung eines lückigen Bestandes und beugt Dominanzen einzelner Arten vor. 
Düngemittel- und Pestizideinsatz auf der Maßnahmenfläche ist zu unterlassen. 
Grundsätzlich kann sich die Umsetzung der CEFMaßnahme hinsichtlich der 
Artenzusammensetzung der Blühmischung sowie der Pflege an den Maßnahmen FAKT 
E7 („Lebensräume für Niederwild“) oder FAKT E8 (Mehrjährige Brachebegrünung 
„Ökologische Zellen“) orientieren. 
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2. Örtliche Bauvorschriften 
für den Geltungsbereich des Bebauungsplans „Photovoltaikanlage 
Belsenberg“: 

2.1 Äußere Gestaltung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

a) Dachform und Dachneigung entsprechend Planeintrag.  

b) Farbgebung der Fassaden: Leuchtende oder reflektierende Farben bzw. Materialien sind 
unzulässig. Davon ausgenommen sind Flächen zur Gewinnung von erneuerbaren 
Energien. 

c) Gestaltung der Module: Die Module sind nach Süden auszurichten und blendarm 
auszuführen. 

d) Farbgebung der Modulrahmen: Zulässig sind Anthrazit- und Grautöne. Leuchtende oder 
grell wirkende Farben sind unzulässig. 

2.2 Einfriedungen (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Einfriedungen sind als maximal 2,5 m hohe Maschendraht- oder Stahlgitterzäune zu 
gestalten, die im Höhenbereich bis 20 cm über dem Boden Kleinsäugetiere in ihrer 
Bewegungsfreiheit nicht behindern dürfen (Durchschlupf). Von Fußwegen und Feldwegen ist 
mit festen Einfriedigungen ein Grenzabstand von mindestens 1,0 m einzuhalten. Die 
Grenzabstände gemäß des Nachbarrechts Baden-Württemberg sind zu beachten. Zäune 
sind in Metallfarben auszuführen. 
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